
Krise der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, die 
natürlich auch und gerade im Justizsektor zu­
tage tritt.

Auch Schiffer freilich leugnet das Vorhandensein 
einer Dauerkrise hinter den akuten Krisenerscheinun­
gen nicht. Aber er führt sie auf zwei äußere Gründe 
zurück: die durch die Rezeption des Römischen Rechts 
verschuldete Schädigung des nationalen Rechtslebens 
und die Hypertrophie, das Übermaß der Rechtsnormen. 
Auch bei der Analyse der Gesamtaufnahme des Rö­
mischen Rechts finden sich in Schiffers kenntnisreicher 
Betrachtung wiederum die entscheidenden Elemente, 
ohne daß sie zu klarer Entscheidung zusammenfließen. 
Um den Vorgang der Rezeption, der „rätselhaft“ und 
„wunderbar“ genannt wird, zu enträtseln und zu 
deuten, hätte Schiffer lediglich seine Feststellung: „Die 
tiefgreifenden Veränderungen in der sozialen und 
ökonomischen Entwicklung Deutschlands finden, be­
sonders auf dem Gebiet des Obligationsrechts, im 
römischen Recht eine bessere Stütze als im deutschen 
Recht damaliger Zeit . . .“ zur Grundlage seiner Be­
wertungen zu nehmen brauchen. Inmitten mancher 
anderen politischen und ideologischen Triebkräfte er­
scheint der kapitalistische Durchbruch als das ent­
scheidende movens agens der Rezeption des von den 
Verengungen lehnsrechtlicher Vorstellungen notwen­
diger Weise nicht belasteten Römischen Rechts. Zu­
gleich wurde es selbst zu seinem Teil Förderer der 
sozialökonomischen Umgestaltung, deren fortschritt­
lichen Charakter kein Betrachter der geschichtlichen 
Entwicklung leugnen wird. Mit dem verzweigten 
heimisch-örtlichen Recht wäre das Leben der neuen 
Stufe nicht zu bewältigen gewesen. Die Umwandlung 
der motorisierenden Wirkung der kapitalistischen Ge­
sellschaftsordnung in einen Bremseffekt und schließ­
lich eine Hemmung der gesellschaftlichen Produk­
tivität, demgemäß die allmähliche Erstarrung und 
Dogmatisierung, Lebensfremdheit, ja Lebensfeindschaft 
der kapitalistischen Rechtsordnung steht auf einem 
anderen Blatt. Dialektische Wertung sieht den Prozeß 
und folgt mit ihrem Urteil der realen Dialektik des 
Lebens.

Auch das tatsächlich bestehende Übermaß an Nor­
men und Funktionen, die Hypertrophie des Rechts 
und der Gerichte, ist nicht der eigentliche Krisen­
grund. Schiffer spricht gelegentlich selbst von dem 
Zusammenhang „zwischen der rastlosen Umbildung 
der Dinge und dem rastlosen Drehen der Gesetzes­
mühle“. Nicht so sehr die Zahl wie der Charakter 
der Gesetze, mit deren Anwendung es die deutsche 
Justiz während ihrer Dauerkrise zu tun hatte, nicht 
so sehr die Zahl der Richter dieser Periode wie ihr 
Wesen, ihre sozialen und politischen Bindungen, sind 
verantwortlich für die Feindseligkeit und das Miß­
trauen der werktätigen Massen gegenüber Recht und 
Gericht. Auch das spürt Schiffer, wenn er der Eigen­
art der „moderen“ Gesetze nachgeht; aber ihre Charak­
terisierung als „Angstgeschöpfe und Kompromiß­
produkte aus juristischer Technik, politischer Taktik, 
Interessenbeeinflussung. Zufallsabstimmungen, Partei­
streiterei, Popularitätshascherei, persönlicher Lieb­
haberei und Pressegeschrei“ mischt m. E. Falches 
und Richtiges, vor allem aber Unwesentliches und 
Wesentliches zu einem ungenauen Apercu. Inter­
essentenbeeinflussung — das ist das entscheidende Wort 
für die Gesetze des Klassenstaates und damit für die 
Arbeitsgrundlage seiner Richter. Entscheiden infolge 
geeigneter „Beeinflussungen“ die Interessen weniger 
Mächtiger über die Vieler, sehr Vieler, aber Ohn­
mächtiger, dann ist die Dauerkrise da. Nicht die 
Hypertrophie der „Wirtschaftsverordnungen“, gegen 
die sich Schiffer speziell wendet, sondern ihr anti­
demokratisch-monopolistisches Gepräge brachte das 
Unheil, und die ungeschriebenen Handelsgebräuche 
sind, wie Schiffer sagt, „eine gute Grundlage für die 
Rechtsprechung“ nur dann, wenn es gute, d. h. nicht 
ausbeuterische Handelsgebräuche sind.

Für den wissenschaftlichen Sozialisten ist es klar, 
daß das Recht nie höher sein kann „als die ökono­
mische Gestaltung und dadurch bedingte Kultur­
entwicklung der Gesellschaft“, wie Marx an einer 
vielzitierten Stelle der „Kritik des Gothaer Programms“ 
sagt. Desto bemerkenswerter ist es, daß der Nicht­
marxist Schiffer zwar den organisatorisch-technischen

Reformen große Aufmerksamkeit schenkt, darüber 
aber das Sachlich-Inhaltliche, die Notwendigkeit einer 
Demokratisierung der Justiz, nicht vergißt, vielmehr 
auch hierzu viele Einzelvorschläge macht.

Im Rahmen einer kurzen Würdigung ist es unmög­
lich, den zahlreichen Anregungen in der einen wie der 
anderen Richtung, von denen das Werk strotzt, gründ­
lich nachzugehen. Daher nur noch ein paar Hinweise 
zu den Hauptpunkten. Zunächst in Richtung der 
technisch-organisatorischen Umgestaltung: da ist z. B. 
die Empfehlung eines weitgehenden Übergangs vom 
Kollegialprinzip zum Einzelrichtersystem, die tenden­
ziell sicher das Rechte trifft (Begründung siehe oben: 
nicht die Zahl, sondern die Qualität der Richter ent­
scheidet über den Wert des Rechtsschutzes) oder der 
Hinweis auf die Nützlichkeit einer Erweiterung der 
Rechtspflegerbefugnisse, deren Grenzen man m. E. 
sogar noch weiter erstrecken könnte. Da ist der 
Vorschlag der prinzipiellen Unklagbarkeit bei Bagatell­
sachen, der mir umgekehrt ein wenig zu weit geht, 
ferner die grundsätzlich sicher richtige Empfehlung 
der Schaffung von Familiengerichten als Schöffen­
gerichte unterster Instanz auf der Basis der frei­
willigen Gerichtsbarkeit, der sympathische Gedanke 
einer Abschaffung der Eidespflicht und der Pflicht­
vereidigung, der die Problematik des ganzen Eides­
instituts zeigt, ohne sie ausdrücklich auszusprechen, 
oder der Vorschlag einer noch weiteren Eingrenzung 
von Privatklagesachen. Dagegen dürfte die zur Schlie­
ßung einer empfindlichen Lücke gegebene Anregung 
der Schaffung besonderer Ehrengerichte (außerhalb 
des Strafprozesses) einer hinreichenden realen Grund­
lage entbehren, die Einführung einer Vorschußpflicht 
bei Strafanzeigen ungewünschte Ergebnisse ermög­
lichen, die Erwägung einer weitgehenden Einschrän­
kung der Öffentlichkeit unserer demokratischen Justiz 
nicht gut zu Gesichte stehen. Das Adhäsionsverfahren, 
dem Schiffer das Wort redet, also die Miterledigung 
des zivilrechtlichen Komplexes bei strafbaren Eigen­
tums- und Vermögensverietzungen, hat sich m.W. nicht 
recht eingebürgert im Gegensatz zu dem Ordnungs­
strafverfahren, für dessen Ausdehnung Schiffer gleich­
falls eintritt. Das Problem der Rechtsmittelbegrenzung 
und die lose damit zusammenhängende Frage einer 
Gestaltung der sogen, reformatio in peius bedürfen 
des Nachdenkens ebenso wie die Frage der Errich­
tung eines einzigen Revisionsgerichtes und das Problem 
der Rechtskrafterweiterung seiner Entscheidungen. Den 
Ausführungen Schiffers zum richterlichen Prüfungs­
recht (S. 182 bis 195) kann ich aus den Gründen, die 
ich in meinem „Blocksystem“ (Berlin 1949 S. 62 ff.) 
entwickelt habe, nicht folgen, sie sind auch durch 
Art. 89 der inzwischen in Kraft gesetzten Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik überholt. Von 
der systematischen Förderung einer nichtstaatlichen 
Schiedsgerichtsbarkeit in Zivilsachen verspreche ich 
mir keine demokratisierende Wirkung. Dagegen ist 
die Einführung einer allgemeinen sozialen Rechts­
beratung sowie eine Entlastung der Justiz von Grund­
buch-, Konkurs- und Entmündigungssachen in der einen 
oder anderen Weise empfehlenswert. Der Rückglie­
derung der Arbeitsgerichte in die ordentliche Justiz, 
für die sich Schiffer nachdrücklich einsetzt, dürfte, 
sobald die Bewußtseinsbildung unserer ordentlichen 
Gerichte hinreichend sozialen Charakter angenommen 
hat, durchaus zuzustimmen sein. Der Fürsprecher 
einer Rückführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
auf die ordentliche Rechtspflege verkennt dagegen 
m. E. den sachlichen Charakter der Kontrolltätigkeit 
der Verwaltungsgerichte, zumal nach Überwindung 
der dreigeteilten Staatsgewalt. Der interessante Vor­
schlag Schiffers für eine übersichtliche dreiinstanz- 
liche Neugliederung unserer Gerichte (unter Auf­
hebung der Amtsgerichte, die mit den Landgerichten 
zu Bezirksgerichten verschmelzen sollen) ist tenden­
ziell außerordentlich beachtenswert.

Noch größere Aufmerksamkeit können Schiffers 
Vorschläge und Anmerkungen zur Demokratisierung 
der Justiz beanspruchen. Sein klares Ja zum Volks­
richtertypus ohne Einseitigkeit gegenüber dem aka­
demischen Ausbildungsverfahren, dessen Lehrthematik 
und Lehrmethode wohl noch gründlicherer Umge­
staltung bedürfen, als das Schiffers Vorschlägen ent-
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